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VORLAGE AN DIE STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG 
 

Betreff Wahl, Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung der 
ehrenamtlichen Stadträtinnen und Stadträte 

Bezug  
Anlagen  Aktenzeichen  

 
Zur Vorbereitung der Wahl und der Ernennung der ehrenamtlichen Stadträtinnen und Stadt-
räte bitte ich vorab, bis zum Tag vor der konstituierenden Sitzung, um Vorlage der Wahlvor-
schläge für die Besetzung des Magistrates, vielen Dank. 
 

Begründung 
 

Die Wahl der Mitglieder des Magistrates erfolgt nach dem Verhältniswahlverfahren, da meh-
rere gleichartige unbesoldete Stellen zu besetzen sind (§ 55 Abs.1 S.1 HGO). Wahlleiterin / 
Wahlleiter ist die / der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung. Gewählt wird schrift-
lich und geheim auf Grund von Wahlvorschlägen aus der Mitte der Stadtverordnetenver-
sammlung. Die Wahlvorschläge müssen schriftlich eingereicht werden, da der Gesetzgeber in 
§ 55 Abs. 4 HGO von einer „Unterzeichnung“ der Wahlvorschläge (mehrere Mitglieder der 
Fraktion(en)) ausgeht. Die einzelnen Wahlvorschläge sollten mehrere Bewerber enthalten, da 
gemäß § 55 Abs. 4 HGO i.V.m. § 34 Abs. 1 KWG der nächste noch nicht berufene Bewerber an 
die Stelle eines Ausscheidenden rückt. Gemeinsame Wahlvorschläge von Stadtverordneten 
aus unterschiedlichen Fraktionen oder von mehreren Fraktionen sind nach Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichtes ausdrücklich für zulässig erklärt worden. 
 

Haben sich die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung auf einen einheitlichen Wahl-
vorschlag geeinigt, ist gem. § 55 Abs. 2 S. 1 HGO der einstimmige Beschluss der Stadtverord-
netenversammlung über die Annahme des Wahlvorschlages ausreichend; Stimmenthaltungen 
sind unerheblich. Eine geheime Abstimmung findet in diesem Fall nicht statt. 
 

Liegt kein einheitlicher Wahlvorschlag vor, werden die Stellen nach dem Hare-Niemeyer-Ver-
fahren verteilt. Erste Stadträtin / Erster Stadtrat ist die erste Bewerberin / der erste Bewerber 
des Wahlvorschlages, welcher die meisten Stimmen erhalten hat. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das von der / dem Vorsitzenden zu ziehende Los.  
 

Jede / jeder Stadtverordnete kann gegen die Gültigkeit der Beigeordnetenwahl gem. § 55 Abs. 
6 HGO innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch bei der oder dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung 
erheben. Über den Widerspruch entscheidet die Stadtverordnetenversammlung. 

 
Rauschenberg, 9. April 2026 

 
Alexandra Klusmann 
Bürgermeisterin 


